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WISSENSCHAFT FÜR 
DIE PRAXIS

Schätzung eines „Korridors“ 
für den Sektor Staat

im Rahmen der VolkswirtschaftUchen Gesamtrechnung bis zum Jahre 1985

Karl-Heinz Raabe, Bonn

Die Frage nach der Höhe des Anteils am Sozialprodukt, den der Staat für die Erfüllung seiner Auf­
gaben in einer freien Wirtschaftsordnung In Anspruch nehmen soll oder kann, wird in letzter Zelt 
wieder häufig aufgeworfen, ohne daß bisher eine Quantifizierung versucht wurde. Dies ist Aufgabe 
des folgenden Beitrags. Bei den wirtschafts- und finanzpolitischen Prämissen, die in den nach­
stehenden Überlegungen notwendigerweise enthalten sind, handelt es sich um Hypothesen auf tech­
nischer Ebene und nicht um politische Zielvorstellungen.

Die IVlöglichkeiten und Grenzen einer zukünf­
tigen Erhöhung des Staatsanteils hängen

— neben dem gesamtwirtschaftlichen Wachstum — 
sehr stark von der Entwicklung der privaten Ver­
wendungspositionen des Sozialprodukts ab sowie 
von einer entsprechenden Einkommensvertei­
lung und den gesamtwirtschaftlichen Finanzie­
rungsmöglichkeiten.

Im nachfolgenden soll versucht werden, größen­
ordnungsmäßig die Grenzen abzustecken, in 
denen sich die laufenden Einnahmen, die Ver­
schuldung und damit die Gesamteinnahmen und 
-ausgaben des Staates (in der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) langfristig 
bewegen könnten. Die Untersuchung knüpft an 
die Perspektivprojektion des Wirtschaftswachs­
tums von 1970 bis 1985 (mittlere Variante) an ’), 
deren Ergebnisse an die benutzten Methoden an­
gepaßt wurden.

Dr. Karl-Heinz Raabe, 52, Ministerialdirigent, 
leitet Im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Finanzen die Unterabteilung Gesamt­
wirtschaftliche Analysen und Projekte, Wirt­
schaftsstatistik.

Die wirtschafts- und finanzpolitischen Prämissen, 
die bei einer derartigen Arbeit unterstellt werden 
müssen, sind hypothetisch angenommen worden; 
bei den Ergebnissen der Schätzung handelt es 
sich daher um Berechnungen auf technischer 
Ebene.
Grundsätzlich ist vom Staat ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen der Befriedigung individueller 
Bedürfnisse über den Markt und der kollektiven 
Befriedigung sowohl individueller als auch ge­
sellschaftlicher Bedürfnisse anzustreben. Nur 
dann entwickeln sich die Lebensbedingungen der 
Bevölkerung optimal.

Die Zunahme des „Privaten Verbrauchs“ im Sinne 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zeigt 
aber nur den ersten Aspekt; sie ist insofern kein 
hinreichendes Kriterium für die Entwicklung der all­
gemeinen Lebensbedingungen. Tatsächlich dient 
auch der „Staatsverbrauch" zu einem erheblichen 
Teil der Befriedigung individueller Bedürfnisse. 
Gleiches trifft zu einem großen Teil für die staat­
lichen Investitionen zu, wie Verkehrsinvestitionen, 
Verbesserungen des Bildungsangebots oder der 
Umweltschutz und andere Infrastrukturinvestiti­
onen. Für sie gilt allerdings, daß sie oft erst lang­
fristig zum Tragen kommen.
’ ) BMWi; Die wirtschaftliche Lage in der Bundesrepublik Deutsch­
land, Vierteijahresbericht 111/1970.
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Zwischen der Al<tivität des Staates und den Ent- 
wicklungsmöglichl<eiten im privaten Sektor be­
stehen enge Wechselbeziehungen. Dieser Zu­
sammenhang ist offensichtlich bei den staatlichen 
Investitionen, von denen langfristig eine nicht 
unerhebliche produktivitätsfördernde Wirkung 
ausgehen kann. Ihre Unterdotierung müßte struk­
turelle Unausgewogenheiten entstehen lassen, 
von denen die Wachstumsmöglichkeiten im pri­
vaten Sektor auf lange Sicht ungünstig beeinflußt 
würden.

Die genannten Aspekte lassen gegenüber der 
Entwicklung in der Vergangenheit eine Ausdeh­
nung des Staatsanteils am Bruttosozialprodukt 
notwendig erscheinen, da insbesondere in den 
letzten Jahren die staatliche im Verhältnis zur 
privaten Verwendung unterproportional expan­
dierte. Die Entwicklung des Staatssektors soll sich 
aber innerhalb eines freiheitlichen, marktwirt­
schaftlichen Systems vollziehen. Ebenso muß sie 
sich in einem Rahmen bewegen, in dem die Ziele 
des Stabilitätsgesetzes realisierbar bleiben. Das 
bedeutet, daß die Wirtschafts- und Finanzpolitik 
über Verhaltensweisen, wie die Investitionsnei­
gung der Unternehmen, die Sparneigung der 
Privaten Haushalte oder die Verteilungsintensio- 
nen der Sozialpartner (Tarifautonomie) nicht hin­
weggehen kann.

Auf mittlere Sicht sind diese Verhaltensweisen 
als relativ konstant anzusehen; langfristig können 
sie aber durch geeignete Maßnahmen in gewissem 
Umfang beeinflußt werden, so daß eine Ver­
größerung des Staatsanteils am Bruttosozialpro­
dukt im Interesse des Allgemeinwohls ohne Risi­
ken möglich wird.

Dieser Spielraum bemißt sich einmal nach dem 
volkswirtschaftlich tragbaren Anteil der Steuern 
und Sozialabgaben am Bruttosozialprodukt. Trag­
bar wäre ein Steuer- und Sozialabgabenanteil, 
der weder die private Investitionsneigung in einem 
Maße tangiert, daß dadurch das künftige Wirt­
schaftswachstum gefährdet wird, was letztlich 
auch für den Staat zum Nachteil geraten müßte, 
noch Oberwälzungsvorgänge bei den Unterneh­
men oder auch bei den Gewerkschaften mit Rück­
wirkungen auf die Preisentwicklung auslöst.

Anteil der Steuern und Soziaiabgaben am BSP

Über die vergangenen Jahre hinweg war der An­
teil der Steuern und Sozialabgaben am Brutto­
sozialprodukt verhältnismäßig konstant. Da diese 
Anteile konjunkturabhängig sind, ergeben sich bei 
den Jahreswerten ziemliche Schwankungen. Wer­
den diese Schwankungen durch die Berechnung 
gleitender Fünfjahresdurchschnitte eliminiert, so 
zeigt sich, daß der Anteil der Steuern am Brutto-

Tabeile 1
Anteile der Steuern ') und Sozialabgaben ') 

am Bruttosozialprodukt 
in der Bundesrepublik Deutschland

Jahreswerte Gleitende
5-Jahresdurchschnitte

Steuern Sozial­
abgaben Insges. Steuern Sozial­

abgaben insges.

1960 23,6 9,7 33,3
1961 24,6 9,7 34,2
1962 24,9 9,9 34,8 24,6 9,7 34,3
1963 24,8 10,0 34,7 24,6 9,8 34,3
1964 24,7 9,7 34,4 24,5 9,9 34,3
1965 24,0 9,7 34,0 24,4 10,0 34,3
1966 24,1 10,1 34,2 24,2 10,1 34,2
1967 24,4 10,3 34,7 24,3 10,3 34,6
1968 23,7 10,4 34,2 24,3 10,7 35,0
1969 25,2 10,9 36,1 .
1970 24,1 11,5 35,6

1) ln der Definition und Abgrenzung der Volicswirtscfiaftiichen 
Gesamtrecinnung.

Sozialprodukt geringfügig rückläufig war, während 
derjenige der Sozialabgaben laufend gestiegen 
ist; insgesamt ergibt sich für die beiden letzten 
ausgewiesenen Werte eine deutliche Zunahme.

Im internationalen Vergleich zwischen 17 west­
lichen Industriestaaten steht die Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich des Anteils der Steuern 
und Sozialabgaben zusammen etwa an sechster 
Stelle nach Schweden, Norwegen, den Nieder­
landen, Frankreich und Österreich.

Tabeiie 2
Der Anteil von Steuern ®) und Sozialabgaben ®) am 
Bruttosozialprodukt im internationalen Vergleich

(Durdischnitt 1966/1969)

1. Schweden 40,6 ')
2. Norwegen 38,1
3. Niederlande 37,2
4. Frankreich 36,9
5. Österreich 36,3 1)
6. BRD 35,1
7. Dänemark 33,4
8. Großbritannien 33,4
9. Belgien 32,6

10. Finnland 32,2
11. Kanada 29,9 1)
12. Italien 29,8
13. USA 29,3
14. Griechenland 24,3
15. Schweiz 22,8
16. Spanien 19,4
17. Japan 19,0

1) 1966/68.
a) In der Definition und Abgrenzung der Voi!<swirtschaftiichen 
Gesamtrechnung.
Q u e l l e :  OECD.

Dieser internationale Vergleich kann jedoch nur 
vorsichtig interpretiert werden. Neben den allge­
meinen Vorbehalten gegenüber internationalen 
Vergleichen von Statistiken ist zu beachten, daß
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die Aufgabenverteilung zwischen dem „Staat“ 
einerseits und den „privaten Sel<toren“ einer 
Voll<swirtschaft andererseits von Land zu Land 
sehr unterschiedlich sein kann. Diese unterschied­
liche Aufgabenverteilung drückt sich naturgemäß 
auch in den Steuer- und Sozialversicherungs­
belastungen aus. Hinsichtlich der Belastung mit 
Sozialversicherungsbeiträgen sind die internatio­
nalen Unterschiede sehr ausgeprägt, da die ent­
sprechenden Sozialleistungen in unterschiedlichem 
Verhältnis von Land zu Land auch aus Steuern 
finanziert werden. Darüber hinaus werden in den 
Ländern in unterschiedlichem Ausmaß „verdeckte 
Subventionen“, d. h. Steuererleichterungen oder 
-ermäßigungen gewährt, wodurch der Anteil der 
Steuern am Bruttosozialprodukt ebenfalls beein­
flußt wird.

Tendenziell läßt sich sagen, daß in dem betreffen­
den Zeitraum In fast allen Ländern der Anteil 
der Belastung mit Zwangsabgaben gestiegen ist, 
obgleich in dieser Zeit die jeweilige konjunktu­
relle Entwicklung in den verschiedenen Ländern 
eine Rolle spielt.

Als Arbeitshypothese für die weiteren Schätzun­
gen wurde davon ausgegangen, daß aus heutiger 
Sicht aufgrund der zur Zeit verfügbaren Infor­

mationen in der Bundesrepublik eine Zunahme 
des Anteils von Steuern und Sozialabgaben zu­
sammen am Bruttosozialprodukt von 35% auf 
gut 40%  eine Obergrenze darstellen dürfte.

Verschuldungsspielraum des Staates

Die andere Komponente, von der die IVlöglichkeit 
einer Vergrößerung des Staatsanteils am Brutto­
sozialprodukt abhängt, ist der künftige Verschul­
dungsspielraum des Staates, und zwar einmal 
aus der Sicht des Schuldners, zum anderen auf­
grund des Aufkommens an Finanzierungsmitteln. 
D. h., der Zinsendienst des Staates muß sich in 
einem angemessenen Verhältnis zu den ordent­
lichen Einnahmen bewegen, und die Verschuldung 
des Staates kann ohne Beeinträchtigung der 
Stabilität langfristig nicht über jenen Rahmen 
hinausgehen, der durch die Ersparnisbildung der 
Privaten Haushalte abzüglich des notwendigen 
Kreditbedarfs der Wirtschaft bestimmt wird.

Aufgrund von Definitionsgleichungen im Rahmen 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ist 

eine Konsistenzprüfung des Verschuldungsspiel­
raums des Staates möglich, ohne daß ein vollstän­
diges Kreislaufschema durchgerechnet wird. Die 
herangezogenen Definitionsgleichungen sind:

Tabelle 3 
Konsolidiertes Staatskonto 1957-

in der Abgrenzung der volkswirtschaftlichen
Anteile am BSP in ”/o 

(Gleitende 5-Jahresdurciischnitte)

-1968
Gesamtrechnung

1957 1) 1958 1) 1959 >) 1960 1961 1962 1963 1964 1965 1966 2) 1967 2) 1968 2

1. Steuern insgesamt
2. Sozialversicherungsbeilräge
3. tJbrige lfd. Einnahmen

23,0
9.1
2.1

23,1
9,4
2,1

23,5
9,6
2,1

23,9
9,8
2,1

24,3
9,8
2,1

24,6
9,8
2,2

24,6
9,8
2,1

24,4
9,9
2,1

24,4
10,0
2,1

24.1
10.1 
2,1

24.3
10.3 
2,1

24,3
10,7
2,1

4. Lfd. Einnahmen (1-3) 34,3 34,7 35,2 35,7 36,2 36,5 36,5 36,4 36,4 36,3 36,7 37,1

5. Staatsverbrauch (netto)
6. Eini<ommensübertragungen 

an private Haushalte
7. Zinsen v. sonst, lfd. Ausgaben

13,2

12,9
2,0

13,3

13,0
2,1

13,5

13,0
2,2

13.9

12.9 
2,2

14,4

12,6
2,3

14,6

12,5
2,3

14,9

12,6
2,4

15,2

12,7
2,4

15,5

13,1
2,5

15,6

13,4
2,7

15,7

13,5
2,8

15,8

13,4
2,9

8. Lfd. Ausgaben (5-7) 28,2 28,4 28,7 29,0 29,2 29,4 29,8 30,4 31,2 31,7 32,0 32,1

9. Lfd. Ersparnis (4X8) 
10. Abschreibungen

6,1
0,4

6,3
0,4

6,5
0,4

6,7
0,4

7,0
0,4

7,1
0,4

6,7
0,4

6,0
0,5

5,2
0,5

4,6
0,5

4,7
0,5

5,0
0,5

11. Ersparnis u. Abschreib. (9+10) 6,5 6,7 6,9 7,1 7,4 7,5 7,1 6,5 5,7 5,1 5,2 5,5

12. Bruttoanlageinvestitionen
13. Vermögensübertragungen 

(Saldo)

2,8
0,7

2,9
0,9

3.1
1.2

3,3
1,5

3.6
1.6

3,9
1,7

4,1
1,7

4,3
1,6

4,2
1,4

4,2
1,4

4,0
1,4

4,0
1,3

14. Vermögensausgaben (12+13) 3,5 3,8 4,3 4,8 5,2 5,6 5,8 5,9 5,6 5,6 5,4 5,3

15. Einnahmen insgesamt (4+10)
16. Ausgaben insgesamt (8+14)

34.7
31.7

35.1
32.2

35,6
33,0

36,1
33,8

36,6
34,4

36,9
35,0

36,9
35,6

36,9
36,3

36,9
36,8

36,8
37,3

37,2
37,4

37,6
37,4

17. Finanzierungssaido (15X16) +3,0 +2,9 +2,6 +2,3 +2,2 +1,9 +  1,3 +0,6 +0,1 -0 ,5 -0 ,2 +0,2

18. Nachrichtlich:
Steuern und Sozialversiche­
rungsbeiträge insgesamt 32,1 32,5 33,1 33,7 34,1 34,4 34,4 34,3 34,4 34,2 34,6 35,0

1) EinschlieBllch Saarland und Berlin-West, eigene Hochrechnung. 2) stand Januar 1971.
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□  Die Summe der Finanzierungssalden der Sek­
toren der Voll<swirtschaftlichen Gesamtrechnung 
unter Berücksichtigung der „übrigen Welt“ ist 
gleich Null.
□  Die Summe der Ersparnisse der Sektoren der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung — wieder­
um unter Berücksichtigung der „übrigen Welt“ — 
ist gleich der Summe der Bruttoinvestitionen.

Setzt man nun sowohl für die Sparquote des Sek­
tors „Private Haushalte“ als auch für die Selbst­
finanzierungsquote des Sektors „Unternehmen“ 
plausible Werte ein und unterstellt einen Finan­
zierungssaldo für die „übrige Welt“ von Null, so 
läßt sich die Verschuldung des Sektors „Staat“ 
als Restgröße ermitteln.

Darstellungsart des Staatskontos

Bei der Erstellung eines konsolidierten Kontos 
für den Sektor „Staat“ war zu berücksichtigen, 
daß Finanzierungsströme wie die Steuereinnah­
men, aber auch andere reine Wertströme — schon 
gedanklich, aber erst recht rechnerisch — nicht in

Menge und Preis aufgespalten werden können. 
Als Lösungsmöglichkeit bot sich an, derartige 
Größen als Anteile am Bruttosozialprodukt aus­
zudrücken. Das gleiche Verfahren mußte dann 
auch bei den Waren- und Dienstleistungsposi­
tionen, die ex post sowohl in jeweiligen als auch 
in konstanten Preisen vorliegen, durchgeführt 
werden.
Nun ändern sich die Anteile der Waren- und 
Dienstleistungspositionen am Bruttosozialprodukt
— gemessen in jeweiligen Preisen — aus zwei 
Gründen:
□  Zunächst ist einmal das reale, d. h. mengen­
mäßige Wachstum der Güterströme im Zeitablauf 
unterschiedlich.
□  Zum anderen verändern sich in einer wach­
senden Wirtschaft die Preisstrukturen, d. h. die 
Preisverhältnisse von Gütern oder Gütergruppen 
zueinander.

Gleichen sich Preissteigerungen und Preissenkun­
gen gerade aus, so bleibt das „Preisniveau“ kon­
stant; überwiegen die Preissteigerungen, kommt

Tabelle 4
Konsolidiertes Staatskonto 1970-1985

in der Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
Anteile am BSP in %

1964/68 1) 1965/69 1) 1966/70 1) 1970 1975 2)
1980 1985

a b c a b C

1. Steuern insgesamt 24,1 24,3 24,3 24,2 24.9 25,0 26,5 27,5 25,1 26,5 27.5
2. Sozialversicherungsbeiträge 10,1 10,3 10,7 11,5 12,4 13,2 13,2 13,2 14,0 14.0 14,0
3. Obrige lfd. Einnahmen 2,1 2,1 2,1 1.9 1.8 2,1 2,2 2.2 2.1 2,2 2,2

4. Lfd. Einnahmen (1-3) 36,3 36,7 37,1 37,6 39,2 40,3 41,9 42.9 41.2 42,7 43,7

5. Staatsverbrauch (netto) 15,6 15,7 15,8 15,6 17,3 17,7 18,7 19,2 19.1 19,9 20,4
6. Einkommensübertragungen 

an private Haushalte 13,4 13,5 13,4 12,7 13,8 14,1 14,1 14,1 13,3 13,3 13,3
7.' Zinsen u. sonst, lfd. Ausgaben 2,7 2,8 2,9 3,0 2,7 3,7 3,7 3,7 4,0 4,1 4,1

8. Lfd. Ausgaben (5-7) 31,7 32,0 32,1 31,3 33,8 35,5 36,5 37,0 36,4 37,3 37,8

9. Lfd. Ersparnis (4X8) 4,6 4,7 5,0 6,3 5,4 4,8 5,4 5,9 4,8 5,4 5,9
10. Abschreibungen 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5 0,7 0,7 0,7 0,8 0,8 0,8

11. Ersparnis u. Abschreib. (9+10) 5,1 5,2 5,5 6,8 5,9 5,5 6,1 6,6 5,6 6,2 6,7

12. Bruttoanlageinvestitionen 4,2 4,0 4.0 4,3 5,0 5,7 6,0 6.2 6,4 6,6 6,8
13. Vermögensübertragungen 

(Saldo) 1.4 1.4 1,3 1.2 1.5 1,3 1,3 1.3 1,3 1.3 1,3

14. Vermögensausgaben (12+13) 5,6 5,4 5.3 5,5 6,5 7,0 7.3 7,5 7,7 7,9 8,1

15. Einnahmen insgesamt (4+10) 36,8 37,2 37,6 38,1 39,7 41,0 42,6 43,6 42,0 43,5 44,5
16. Ausgaben insgesamt (8+14) 37,3 37,4 37,4 36,8 40,3 42,5 43,8 44,5 44,1 45,2 45,9

17. Finanzierungssaldo (15X16) -0 ,5 -0 ,2 +0,2 +  1.3 -0 ,5 -1 .5 -1 .2 -0 ,9 -2,1 -1 .7 -1 ,4

Nachrictitllch: 
Globalkorrekturen 
bei den Ausgaben -1 .3 +0,7 -1 ,0 +0,7

18. Nachrichtlich:
steuern und Sozialversiche­
rungsbeiträge insgesamt 34,2 34,6 35,0 35,7 37,3 38,2 39,7 40,7 39,1 40,5 41,5

') 5-Jahresdurchschnitte in jeweiligen Preisen.
2) Zieiprojektion JahresWirtschaftsbericht 1971 (Abweichungen der Summen durch Runden der Zahlen).
a) Extrapolierte Anteile aufgrund der Vergangenheitsentwicklung {außer Staatsverbrauch, Bruttoanlageinvestitionen und Abschreibungen).
b) Mittlere Variante.
c) Steigende Steuerquote -  steigende Zinsquote (Anteil an den Steuern Im Endjahr 6 %).
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es neben einer Veränderung der „Preisstruktur“, 
d. h. der „relativen Preise“, aucti zu einer Er­
höhung des „Preisniveaus“; überwiegen die Preis- 
senl<ungen, ergibt sich eine Ermäßigung des 
„Preisniveaus“.

Die Veränderungen der Preisstrul<tur oder der 
„relativen Preise“ lassen sich für die Positionen 
der Verwendung des Bruttosozialprodukts für die 
Vergangenheit dadurch ermitteln, daß sämtliche 
Positionen mit dem Deflationierungsfaktor des 
Bruttosozialprodukts preisbereinigt werden. Für 
das Bruttosozialprodukt insgesamt ergibt sich 
dann ein konstantes „Preisniveau“ des gewählten
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Basisjahres, während bei den einzelnen Aggre­
gaten die volumensmäßige Veränderung ein­
schließlich der „relativen“ Preisentwicklung sicht­
bar wird.

Die so berechneten Anteile der Verwendungs­
arten am Bruttosozialprodukt bei „konstantem 
Preisniveau“ und „jeweiliger Preisstruktur“ sind 
genauso groß wie die Anteile am Bruttosozial­
produkt in „jeweiligen Preisen“. Dementsprechend 
mußten Größen, die für den Perspektivzeit­
raum bis 1985 zunächst nur in konstanten Preisen 
berechnet worden waren, auch in relativen Prei­
sen ausgedrückt werden. Das gilt insbesondere 
für die Investitionen des Staates und den Staats­
verbrauch sowie für die übrigen Verwendungsarten 
des Bruttosozialprodukts.

Bei der Anpassung der Ergebnisse der langfristi­
gen Perspektivprojektion (mittlere Variante) wur­
den die Verwendungspositionen auf die Preisbasis 
des Jahres 1970 umgerechnet und unter Berück­
sichtigung der Entwicklung der „relativen Preise“ 
z.T. revidiert.

Der Vorzug einer Darstellungsart des Staatskon­
tos und der Verwendungskomponenten des Brutto­
sozialprodukts als Anteile am Bruttosozialprodukt 
ist der, daß Relationen und Beziehungen gewon­
nen werden, wie sie sich auch bei einer Rechnung 
in jeweiligen Preisen ergeben würden. Nur so 
waren Rückkoppelungen zur privaten Ersparnis, 
zur Selbstfinanzierungsquote der Unternehmen 
und dgl. möglich.

Schätzung der Ausgaben und Einnahmen

Bei der Berechnung eines Korridors für den Sek­
tor „Staat“ in der Abgrenzung der Volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung wurden im ersten 
Schritt Annahmen über die mögliche langfristige 
Entwicklung der Ausgaben gesetzt:

□  Aus den angepaßten Ergebnissen der Perspek­
tivprojektion bis 1985 (mittlere Variante) wurden 
der Staatsverbrauch und die staatlichen Investi­
tionen in relativen Preisen übernommen.

□  Für die Einkommensübertragungen des Staa­
tes an Private Haushalte erfolgte die Schätzung 
getrennt für Leistungen der Rentenversicherung, 
Beamtenpensionen und übrige Einkommensüber­
tragungen.

□  Bei den Zinsen wurden alternative Ansätze 
gewählt: Fortsetzung des bisherigen Trends und 
Erhöhung des Anteils der Zinsen auf 6 %  des 
Steueraufkommens im Endjahr der Projektion.

□  Bei den sonstigen laufenden Ausgaben wurde 
eine Trendextrapolation der Anteile vorgenom­
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men; ähnlich ist bei den Vermögensübertragungen 
verfahren worden.

Auf der Einnahmenseite wurden alternative Steu­
erlastquoten (Anteil der Steuern in der Abgren­
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
am Bruttosozialprodukt) in Ansatz gebracht:

□  Für die untere Variante wurde mit einer Fort­
setzung der bisherigen Tendenz, d. h. einer nur 
geringfügigen Erhöhung der bisherigen Steuer­
lastquote gerechnet (1970: 24,2%; 1975 : 24,9%; 
1980: 25,0%; 1985: 25,1 %),

□  bei der oberen Variante mit einer Anhebung 
der Steuerlastquote auf 27,5% bis 1980, die mit 
den Sozialabgaben zusammen einen Anteil von 
40,7% 1980 und 41,5% 1985 ergeben würden.

□  In einer dritten Variante, die als mittlere Linie 
zwischen diesen Extremen anzusehen ist, wird 
von 1980 an eine Steuerlastquote von 26,5% un­
terstellt.

Die Schwankungsmarge wird bei den laufenden 
Einnahmen im wesentlichen durch diese Varia­
tion der Steuerlastquote bestimmt. Die Entwick­
lung des Anteils der Sozialversicherungsbeiträge 
am Bruttosozialprodukt wurde in allen Varianten 
einheitlich angesetzt (1970: 11,5%; 1975: 12,4%; 
1980: 13,2%; 1985: 14,0%).

Vorgegeben waren dabei die Beiträge zur Ren­
tenversicherung. Die Krankenversicherungsbei­
träge konnten über die geschätzte Ausgabenent­
wicklung der Krankenkassen ermittelt werden, 
da hier von einem Ausgleich von Einnahmen und 
Ausgaben ausgegangen wurde. Die sonstigen 
Sozialversicherungsbeiträge wurden schließlich 
über die Entwicklung der Zahl der abhängig Be­
schäftigten und der Produktivität je Erwerbstä­
tigen projiziert.

Der Anteil von Steuern und Sozialabgaben zu­
sammen am Bruttosozialprodukt steigt dann bei 
der mittleren Variante von 35,7% 1970 auf 37,3%

Anteile 
am BSP

Schaubild 1 
Ausgaben des Staates

(Anteile am BSP in Vo)

Jatir
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Anteile 
am BSP

Sc^aubild 2 
Einnahmen des Staates

(Anteile am BSP in 7o)

Anteile 
am BSP

Schaubild 3
Einnahmen und Ausgaben des Staates insgesamt

(Anteile am BSP in Vo)
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1975, 39,7% 1980 und 40,5% 1985. Die Entwicl<- 
iung der übrigen laufenden Einnahmen wurde 
praktisch mit deren Anteilen am Bruttosozialpro­
dukt im Zeitraum 1958 bis 1970 fortgeschrieben, 
die Abschreibungen mit Hilfe des fortgeschriebe­
nen Kapitaistocks und der relativen Preise der 
Investitionen.

Prüfung der Plausibilität

Die Saldierung der Gesamteinnahmen mit den 
Gesamtausgaben ergab — entsprechend den 
unterschiedlichen Ansätzen für die Belastungs­
quote — verschieden große Finanzierungsdefizite, 
die wiederum über Annahmen zur künftigen Ent­
wicklung der Sparquote der Privaten Haushalte 
und des Kreditbedarfs im Unternehmenssektor 
auf ihre Plausibilität geprüft wurden.

Neben diesen wurden weitere Interdependenzen
-  soweit das notwendig und möglich war -  be­
rücksichtigt, wie z. B. die Steuerlastquote zur 
Einkommensverteilung (Tarifautonomie), die Spar­
quote der Privaten Haushalte zum Privaten Ver­
brauch und zur Verwendungsstruktur des BSP 
oder die Ausgaben des Staates zur Verwendungs­
struktur des BSP.

Das Ergebnis dieser Prüfungen war, daß nur bei 
der mittleren Variante die herangezogenen Inter­
dependenzen sich widerspruchslos zusammen­
fügten.
Im Fall der unteren Variante (Belastungsquote )̂ 
1980: 38,2%; 1985: 39,1 %) würden Globalkürzun­
gen notwendig mit Rückwirkungen auf Staats­
verbrauch und staatliche Investitionen und damit 
auf die gesamte Verwendungsstruktur des Brutto­
sozialprodukts.

Bei der oberen Variante (Belastungsquote 1980: 
40,7%, 1985: 41,5%) würde umgekehrt von der 
Einnahmenseite her eine Erhöhung der Staats­
ausgaben möglich sein. Entsprechend sind die 
Ansätze für Staatsverbrauch und Investitionen 
anteilig erhöht worden, ohne daß jedoch die Kon­
sequenzen für die übrigen Verwendungsarten des 
Bruttosozialprodukts durchgerechnet wurden. 
Trotzdem läßt sich sagen, daß dann die privaten 
Investitionen bedenklich zurückgedrängt werden 
müßten, was nicht ohne Konsequenzen für das 
künftige Wachstum bleiben könnte, oder daß 
eine entsprechende — jedoch nicht mehr plau­
sibel erscheinende -  Drosselung des Privaten 
Verbrauchs erreicht werden müßte.

Nur bei der mittleren Variante (Belastungsquote 
1980: 39,7%; 1985: 40,5%) wären die Ausgaben­
ansätze ohne Korrekturen realisierbar: Das Staats­
konto ist bei dieser Variante rückgekoppelt mit 
der Verwendungsstruktur der mittleren Variante 
der Perspektivprojektion, die schon ehrgeizige An­
sätze im Hinblick auf eine stärkere Beteiligung 
des Staates am Bruttosozialprodukt (Staatsver­
brauch und staatliche Investitionen) enthält. Bei 
dieser Variante wäre mit Finanzierungsdefiziten 
des Staates (in %  des Bruttosozialprodukts) von
0,5 in 1975, 1,2 in 1980 und 1,7 im Jahre 1985 zu 
rechnen. Das bedeutet eine Fortsetzung des 
Trends, der sich — abgesehen von konjunkturellen 
Einflüssen — seit mehreren Jahren abzeichnet, 
während der Staat insbesondere in den 50er Jah­
ren zeitweilig sehr hohe Finanzierungsüber­
schüsse aufzuweisen hatte®).

2) steuern und Sozialversicherungsbeiträge.

3) Die Tabelle 3 enthält die Ergebnisse des l^onsolidierten Kon­
tos für den Sektor „Staat“ in der Definition der Volkswirtschaft­
lichen Gesamtrechnung von 1957 bis 1968 in gleitenden 5-Jahres- 
durchschnitten, während Tabelle 4 die Daten der Vorausschät­
zung bis 1985 wiedergibt. Die wichtigsten Größen sind nochmals 
in den Schaubildern (für 1980 und 1985 nur die mittlere Variante) 
dargestellt.

Anteile 
am BSP 
in %

Schaubild 4 
Finanzierungssaldo des Staates

(Anteile am BSP in "/«)
(Bis 1970 gleitende 5-Jahresdurchschnitte, 1975-1985 mittlere Variante)
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